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Antrag 

der Abgeordneten Uta Zapf, Hans Gottfried Bernrath, Rudolf Bindig, 

Dr. Ulrich Böhme (Unna), Freimut Duve, Dr. Klaus Kühler, Robert Leidinger, 
Christoph Matschie, Peter W. Reuschenbach, Dr. Peter Struck, Margitta Terborg, 
Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 


Internationale Anstrengungen zur friedlichen Lösung des Kurdenproblems 
Inder Türkei 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. außenpolitisch initiativ zu werden, damit sich die KSZE und das 
Ministerkomitee des Europarates mit der Kurdenproblematik 
befassen und damit internationale Anstrengungen unternom- 
men werden, um die Möglichkeit einer politischen Lösung zu 
fördern; 

2. im Rahmen der KSZE eine Initiative zu ergreifen, damit zivile 
Beobachter in die vom Ausnahmezustand betroffenen Gebiete 
in der Türkei entsandt werden. 

Bonn, den 27. April 1994 

Uta Zapf 

Hans Gottfried Bernrath 
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Dr. Peter Struck 

Margitta Terborg 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Die Situation in der Türkei hat sich in den letzten Wochen weiter- 
hin zugespitzt. Seit Beginn des bewaffneten Kampfes der PKK im 
August 1984 starben über 11000 Menschen. Die PKK setzt mit 
Waffengewalt und Terror den Kampf gegen den türkischen Staat 
fort. Sie trägt ihn mittlerweile auch in die westlichen Großstädte 
der Türkei, wobei wiederholt Zivilisten verletzt bzw. getötet 
wurden. 

Der PKK werden nicht nur von der türkischen Regierung, sondern 
auch von Menschenrechtsorganisationen schwere Menschen- 
rechtsverstöße zur Last gelegt. 

Berichte von Menschenrechtsorganisationen zeugen aber auch 
davon, daß die türkischen Sicherheitskräfte nicht nur gegen die 
PKK, sondern auch gegen die kurdische Zivilbevölkerung Vor- 
gehen. 

Europa und in besonderer Weise Deutschland sind von diesem 
Konflikt aufgrund der Tatsache mitbetroffen, daß hier eine große 
Anzahl Kurden türkischer Staatsangehörigkeit lebt, allein in 
Deutschland etwa schätzungsweise 400 000. Es liegt daher im 
Interesse aller Betroffenen, daß der Konflikt in der Türkei nicht 
weiter eskaliert und daß Raum für die Möglichkeit einer politi- 
schen Lösung eröffnet wird. Hierzu hat die Parlamentarische 
Versammlung des Europarates verschiedene Initiativen ergriffen. 

Um vor Ort objektive Informationen über die Lage in den Krisen- 
gebieten zu erhalten, sollen zivile Beobachter der KSZE die aktu- 
elle Situation in den seit vielen Jahren unter Ausnahmezustand 
stehenden ostanatolischen Provinzen untersuchen. 
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